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W244 2138073-1/9E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Dr. Verena JEDLICZKA-MESSNER als Einzelrichterin Gber die
Beschwerde von XXXX , geb. XXXX , StA. Afghanistan, vertreten durch den Verein Menschenrechte Osterreich, gegen
den Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 06.10.2016, ZI. 1082131210-151069567, nach
Durchflihrung einer mindlichen Verhandlung am 20.10.2017 zu Recht:

A)

Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text


file:///

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:
I. Verfahrensgang:
1. Der Beschwerdefihrer stellte am 12.08.2015 den gegenstandlichen Antrag auf internationalen Schutz.

2. Am selben Tag fand vor einem Organ des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes die niederschriftliche Erstbefragung des
Beschwerdefihrers statt.

3. Am 20.09.2016 wurde der Beschwerdeflhrer vor dem Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl niederschriftlich
einvernommen. Hinsichtlich seines Fluchtgrundes flhrte der Beschwerdefihrer vor dem Bundesamt fur
Fremdenwesen und Asyl zusammengefasst aus, dass sein Vater ein Lebensmittelgeschaft gehabt habe und einige
Afghanen ihre Lebensmittel bei seinem Vater gekauft hatten, ohne sofort dafiir zu bezahlen. Sie hatten dem Vater viel
Geld geschuldet. Der Vater des Beschwerdefuhrers habe diese Leute aufgefordert, die Schulden zu begleichen. Kurz
darauf sei der Vater nicht mehr nach Hause gekommen; zwei Tage spater habe jemand die Leiche des Vaters vor das
Geschaft gelegt. Die Trauerzeremonie habe drei Tage gedauert. Nach diesen drei Tagen sei der Beschwerdefuhrer
wieder zur Schule gegangen. Am Abend habe ihm seine Mutter erzahlt, dass Afghanen gekommen waren und nach

ihm gefragt hatten. Er solle mit ihnen mitgehen und Anschlage veriben.

4. Das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl wies den Antrag des Beschwerdefihrers auf internationalen Schutz mit
Bescheid vom 06.10.2016 beztiglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemal3 8 3 Abs. 1iVm 8 2 Abs. 1
Z 13 AsylG 2005 (Spruchpunkt I.) und bezlglich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug
auf den Herkunftsstaat Afghanistan gemal3 8 8 Abs. 1 iVm 8 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 (Spruchpunkt Il.) ab. Weiters
wurde dem BeschwerdefUhrer ein Aufenthaltstitel aus bertcksichtigungswurdigen Griinden gemaf3 8§ 57 AsylG 2005
nicht erteilt, gegentber dem Beschwerdefiihrer gemaB 8§ 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 iVm§ 9 BFA-VG eine
Riickkehrentscheidung gemaR 8 52 Abs. 2 Z 2 FPG erlassen und gemalR§ 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass die
Abschiebung des Beschwerdeflhrers nach Afghanistan gemal3 § 46 FPG zuldssig sei (Spruchpunkt IIl.). Schlielich
sprach das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl aus, dass gemal3 8 55 Abs. 1 bis 3 FPG die Frist fur die freiwillige
Ausreise zwei Wochen ab Rechtskraft der Riickkehrentscheidung betrage (Spruchpunkt IV.).

5. Gegen den oben genannten Bescheid wurde Beschwerde erhoben, die am 19.10.2016 beim Bundesamt fur
Fremdenwesen und Asyl einlangte und in der der Beschwerdefuhrer unrichtige Beweiswirdigung,
Tatsachenfeststellungen und rechtliche Beurteilung relevierte und einen Bericht der Schweizerischen Flichtlingshilfe
vom 13.09.2015 zitierte.

6. Am 28.03.2017 Ubermittelte der Beschwerdefiihrer dem Bundesverwaltungsgericht ein Taufzeugnis der XXXX .

7. Das Bundesverwaltungsgericht fihrte am 20.10.2017 eine o¢ffentliche mundliche Verhandlung durch, in der der
Beschwerdefiihrer ausfihrlich zu seinen Fluchtgrinden, zu seinen personlichen Umstanden im Herkunftsstaat sowie
zu seiner Integration in Osterreich befragt wurde. In dieser fihrte der Beschwerdefiihrer zu seinen Fluchtgriinden
erganzend zu seinem bisherigen Vorbringen aus, dass er flrchte, wegen seiner Konversion zum Christentum bei einer
Rackkehr nach Afghanistan mit dem Tod bedroht zu sein.

Das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl nahm an der Verhandlung nicht teil. Die Verhandlungsschrift wurde der
Erstbehdrde Ubermittelt.

8. Zu dem mit der Ladung Ubermittelten und in der mundlichen Verhandlung ins Verfahren eingebrachten
Landerberichtsmaterial nahm der Vertreter des Beschwerdefuhrers in der mundlichen Verhandlung Stellung. Er
verwies dabei insbesondere auf die UNHCR-Richtlinien zur Feststellung des internationalen Schutzbedarfs
afghanischer Asylsuchender vom 19.04.2016 zum Thema Zwangsrekrutierung und hinsichtlich der Situation nicht-
muslimischer Minderheiten auf das aktuelle Landerinformationsblatt der Staatendokumentation zu Afghanistan.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:
1.1. Zur Person des Beschwerdefuhrers:

Der Beschwerdefuhrer tragt den Namen XXXX und ist am XXXX im Distrikt XXXX in der Provinz Ghazni in Afghanistan
geboren. Der Beschwerdefuhrer ist afghanischer Staatsangehériger und Angehdoriger der Volksgruppe der Hazara.
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Der Beschwerdefihrer wuchs in seinem Heimatdorf auf. Im Jahr 2012 verlieR der Beschwerdefihrer Afghanistan. Er
hielt sich zunachst ein Jahr und neun Monate lang im Iran auf. In Europa lebte der Beschwerdeflihrer zunachst sechs
Monate lang in Schweden und drei Monate lang in Norwegen und reiste dann im August 2015 nach Osterreich ein.

Der Beschwerdeflhrer hat einen jingeren Bruder und eine jingere Schwester, die gemeinsam mit der Mutter des
Beschwerdefihrers im Heimatdorf leben. Der Vater des Beschwerdeflihrers ist im Jahr 2012 verstorben. Ein Onkel
mutterlicherseits sorgt fur den Unterhalt der Familie. Er arbeitet auf einem Bazar. Der Beschwerdefihrer ist ledig und
hat keine Kinder.

Der BeschwerdeflUhrer steht seit etwa eineinhalb Jahren nicht mehr im Kontakt mit seiner Familie. Die wirtschaftliche
Situation der Familie des Beschwerdefiihrers ist schlecht. Der Beschwerdefihre verfugt Uber keine familidaren und

sozialen Anknupfungspunkte in Kabul.

Der Beschwerdeflihrer besuchte finf Jahre lang die Schule. Im Iran arbeitete er wahrend seines gesamten

Aufenthaltes als Fliesenleger.

Der Beschwerdefiihrer ist gesund und arbeitsfahig. Seine Muttersprache ist Dari.
Der Beschwerdefiihrer ist in Osterreich strafgerichtlich unbescholten.

1.2. Zu den Fluchtgrinden des Beschwerdefihrers:

Festgestellt wird, dass der Vater des Beschwerdefuhrers, der ein Lebensmittelgeschaft betrieb, von Mannern, die ihm
Geld fur Waren geschuldet hatten und von denen er dieses Geld zurtickverlangt hatte, im Jahr 2012 umgebracht
wurde. Nicht festgestellt werden kann, dass sich aus diesem Vorfall fir den Beschwerdefihrer eine Bedrohung durch
die Taliban ableiten lieRe.

Es kann weiters nicht festgestellt werden, dass dem Beschwerdeflhrer bei einer Rickkehr nach Afghanistan die
Gefahr der Zwangsrekrutierung durch die Taliban droht.

Der Beschwerdefihrer wurde als schiitischer Muslim erzogen. Er interessiert sich seit seinem Aufenthalt im Iran fur das
Christentum. Kurz nach seiner Ankunft in Osterreich kam er Uber eine Osterreicherin, bei der ein Freund des
Beschwerdefiihrers wohnte, erstmals in Kontakt mit einer christlichen Kirche. Da im katholischen
Taufvorbereitungsunterricht kein Platz mehr frei war, fand der Beschwerdefuhrer Uber einen in Wien lebenden Freund
im Oktober 2015 zur XXXX . In dieser Gemeinde wurde der Beschwerdeflhrer nach Absolvierung eines

Taufvorbereitungskurses am 04.02.2017 getauft. Er besucht regelmaRig Treffen und Gottesdienste in der Gemeinde.

Es kann jedoch nicht festgestellt werden, dass der christliche Glauben wesentlicher Bestandteil der Identitat des
Beschwerdefihrers geworden ist. Es kann nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdeflhrer seinem derzeitigen
Interesse fur den christlichen Glauben im Falle der Ruckkehr nach Afghanistan weiter nachkommen wurde. Es kann
nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdefuhrer sein derzeitiges Interesse fir den christlichen Glauben im Falle
der Ruckkehr nach Afghanistan nach aullen zur Schau tragen wuirde. Die Familie des Beschwerdefuhrers weil3 nichts
vom Interesse des Beschwerdefiihrers am Christentum. Es kann nicht festgestellt werden, dass die afghanischen
Behorden und/oder das personliche Umfeld des Beschwerdefihrers von dessen Glaubenswechsel und christlichem
Engagement bei einer Ruckkehr nach Afghanistan Kenntnis erlangen wuirde. Es kann nicht festgestellt werden, dass
der Beschwerdefuhrer im Falle der Riickkehr nach Afghanistan aufgrund seines Interesses fur den christlichen Glauben
psychischer und/oder physischer Gewalt ausgesetzt ist.

Es kann nicht festgestellt werden, dass dem Beschwerdeflihrer wegen Zugehdrigkeit zur Volksgruppe der Hazara
konkret und individuell bzw. dass jedem Angehdrigen der Volksgruppe der Hazara physische und/oder psychische
Gewalt in Afghanistan droht.

1.3. Zum (Privat)Leben des Beschwerdefiihrers in Osterreich:

Der BeschwerdefiUhrer ist seit seiner Antragstellung am 12.08.2015 durchgehend im Bundesgebiet aufhaltig und wird
im Rahmen der Grundversorgung versorgt. Der Beschwerdefiihrer verfiigt in Osterreich tGber keine Verwandten und
keine sonstigen engen sozialen Bindungen in Osterreich. Der Beschwerdefiihrer hat noch keinen Deutschkurs besucht;
die Deutschkenntnisse des Beschwerdefihrers sind duBerst gering. Seit ein paar Monaten besucht der



Beschwerdefiihrer regelmaliig Treffen in der XXXX . Der Beschwerdefuhrer hat im August 2017 einige Tage lang
gemeinnutzige Arbeit bei der Gemeinde verrichtet. Dartber hinaus verbringt der Beschwerdefiihrer den ganzen Tag zu
Hause. Fur auBergewdhnliche Integrationsbestrebungen gibt es keinen Hinweis.

1.4. Zu einer moglichen Ruckkehr des Beschwerdefuhrers in den Herkunftsstaat:

Dem Beschwerdeflhrer wirde bei einer Ruckkehr in seine Herkunftsprovinz Ghazni in Afghanistan ein Eingriff in seine
korperliche Unversehrtheit drohen. Bei einer Ruckkehr nach Afghanistan und einer Ansiedelung aullerhalb seiner
Heimatprovinz, insbesondere in der Stadt Kabul, liefe der Beschwerdefiihrer nicht Gefahr, grundlegende und
notwendige Lebensbedurfnisse wie Nahrung, Kleidung sowie Unterkunft nicht befriedigen zu kénnen und in eine
ausweglose bzw. existenzbedrohende Situation zu geraten.

1.5. Zur mal3geblichen Situation in Afghanistan:

1.5.1. Auszug aus dem Landerinformationsblatt der Staatendokumentation vom 02.03.2017, zuletzt aktualisiert am
27.06.2017 (Schreibfehler teilweise korrigiert):

Sicherheitslage:
Allgemeines:

Die Sicherheitslage ist beeintrachtigt durch eine tief verwurzelte militante Opposition. Die afghanische Regierung
behalt die Kontrolle Uber Kabul, gréRBere Bevolkerungszentren, Transitrouten, Provinzhauptstadten und den Grof3teil
der Distriktzentren. Die afghanischen Sicherheitskrafte zeigten Entschlossenheit und steigerten auch weiterhin ihre
Leistungsfahigkeit im Kampf gegen den von den Taliban gefuhrten Aufstand. Die Taliban kampften weiterhin um
Distriktzentren, bedrohten Provinzhauptstddte und eroberten landesweit kurzfristig Hauptkommunikationsrouten;
speziell in Gegenden von Bedeutung wie z.B. Kunduz City und der Provinz Helmand (USDOD 12.2016). Zu Jahresende
haben die afghanischen Sicherheitskrafte (ANDSF) Aufstéandische in Gegenden von Helmand, Uruzgan, Kandahar,
Kunduz, Laghman, Zabul, Wardak und Faryab bekampft.

In den letzten zwei Jahren hatten die Taliban kurzzeitig Fortschritte gemacht, wie z.B. in Helmand und Kunduz,
nachdem die ISAF-Truppen die Sicherheitsverantwortung den afghanischen Sicherheits- und Verteidigungskraften
(ANDSF) Ubergeben hatten. Die Taliban nutzen die Schwachen der ANDSF aus, wann immer sie Gelegenheit dazu
haben. Der IS (Islamischer Staat) ist eine neue Form des Terrors im Namen des Islam, dhnlich der al-Qaida, auf
zahlenmaRig niedrigerem Niveau, aber mit einem deutlich brutaleren Vorgehen. Die Gruppierung operierte
urspringlich im Osten entlang der afghanisch-pakistanischen Grenze und erscheint, Einzelberichten zufolge, auch im
Nordosten und Nordwesten des Landes.

Mit Stand September 2016, schatzen Unterstiutzungsmission der NATO, dass die Taliban rund 10% der Bevdlkerung
beeinflussen oder kontrollieren. Die afghanischen Verteidigungsstreitkrafte (ANDSF) waren im Allgemeinen in der Lage,
groRRe Bevdlkerungszentren zu beschitzen. Sie hielten die Taliban davon ab, Kontrolle in bestimmten Gegenden Uber
einen langeren Zeitraum zu halten und reagierten auf Talibanangriffe. Den Taliban hingegen gelang es, landliche
Gegenden einzunehmen; sie kehrten in Gegenden zurtick, die von den ANDSF bereits befreit worden waren, und in
denen die ANDSF ihre Prasenz nicht halten konnten. Sie fUhrten aullerdem Angriffe durch, um das 6ffentliche
Vertrauen in die Sicherheitskrafte der Regierung, und deren Fahigkeit, flr Schutz zu sorgen, zu untergraben. Berichten
zufolge hat sich die Anzahl direkter Schussangriffe der Taliban gegen Mitglieder der afghanischen Nationalarmee (ANA)
und afghanischen Nationalpolizei (ANP) erhéht.

Einem Bericht des U.S. amerikanischen Pentagons zufolge haben die afghanischen Sicherheitskrafte Fortschritte
gemacht, wenn auch keine dauerhaften. Laut Innenministerium wurden im Jahr 2016 im Zuge von militdrischen
Operationen - ausgefihrt durch die Polizei und das Militér - landesweit mehr als 18.500 feindliche Kampfer getotet
und weitere 12.000 verletzt. Die afghanischen Sicherheitskrafte versprachen, sie wirden auch wahrend des harten
Winters gegen die Taliban und den Islamischen Staat vorgehen.

Obwohl die afghanischen Sicherheitskréfte alle Provinzhauptstadte sichern konnten, wurden sie von den Taliban
landesweit herausgefordert: intensive bewaffnete ZusammenstdRBe zwischen Taliban und afghanischen
Sicherheitskraften verschlechterten die Sicherheitslage im Berichtszeitraum (16.8.-17.11.2016). Den afghanischen
Sicherheitskraften gelang es im August 2016, mehrere groRe Talibanangriffe auf verschiedene Provinzhauptstadte zu
vereiteln und verlorenes Territorium rasch wieder zurlickzuerobern.



Rebellengruppen:

Regierungsfeindliche Elemente versuchten weiterhin durch Bedrohungen, Entfihrungen und gezielten Tétungen ihren
Einfluss zu verstarken. Im Berichtszeitraum wurden 183 Mordanschlage registriert, davon sind 27 gescheitert. Dies
bedeutet einen Rlckgang von 32% gegenuber dem Vergleichszeitraum im Jahr 2015. Rebellengruppen, inklusive
hochrangiger Fuhrer der Taliban und des Haqqani Netzwerkes, behielten ihre Ruckzugsgebiete auf pakistanischem

Territorium.

Afghanistan ist mit einer Bedrohung durch militante Opposition und extremistischen Netzwerken konfrontiert; zu
diesen zahlen die Taliban, das Haggani Netzwerk, und in geringerem Mal3e al-Qaida und andere Rebellengruppen und
extremistische Gruppierungen. Die Vereinigten Staaten von Amerika unterstitzen eine von Afghanen gefuhrte und
ausgehandelte Konfliktresolution in Afghanistan - gemeinsam mit internationalen Partnern sollen die
Rahmenbedingungen flir einen friedlichen politischen Vergleich zwischen afghanischer Regierung und
Rebellengruppen geschaffen werden.

Zwangsrekrutierungen durch die Taliban, Milizen, Warlords oder kriminelle Banden sind nicht auszuschlieRen.
Konkrete Falle kommen jedoch aus Furcht vor Konsequenzen fir die Rekrutierten oder ihren Familien kaum an die
Offentlichkeit.

Zivile Opfer:

Die Mission der Vereinten Nationen in Afghanistan (UNAMA) dokumentiert weiterhin regierungsfeindliche Elemente,
die illegale und willkurliche Angriffe gegen Zivilist/innen ausfuhren. Zwischen

1.1. und 31.12.2016 registrierte UNAMA 11.418 zivile Opfer (3.498 Tote und 7.920 Verletzte) - dies deutet einen
Rickgang von 2% bei Getoteten und eine Erhéhung um 6% bei Verletzten im Gegensatz zum Vergleichszeitraum des
Jahres 2015 an. Bodenkonfrontation waren weiterhin die Hauptursache fur zivile Opfer, gefolgt von
Selbstmordangriffen und komplexen Attentaten, sowie unkonventionellen Spreng- und Brandvorrichtung (IED), und
gezielter und willkurlicher Tétungen.

UNAMA verzeichnete 3.512 minderjahrige Opfer (923 Kinder starben und 2.589 wurden verletzt) - eine Erhéhung von
24% gegenuber dem Vergleichszeitraum des Vorjahres; die hochste Zahl an minderjahrigen Opfern seit
Aufzeichnungsbeginn. Hauptursache waren Munitionsriickstdnde, deren Opfer meist Kinder waren. Im Jahr 2016
wurden 1.218 weibliche Opfer registriert (341 Tote und 877 Verletzte), dies deutet einen Riickgang von 2% gegenuber
dem Vorjahr an.

Hauptsachlich waren die stidlichen Regionen von dem bewaffneten Konflikt betroffen: 2.989 zivilen Opfern (1.056 Tote
und 1.933 Verletzte) - eine Erhéhung von 17% gegenlber dem Jahr 2015. In den zentralen Regionen wurde die
zweithdchste Rate an zivilen Opfern registriert: 2.348 zivile Opfer (534 Tote und 1.814 Verletzte) - eine Erh6hung von
34% gegenuber dem Vorjahreswert, aufgrund von Selbstmordangriffen und komplexen Angriffe auf die Stadt Kabul.
Die ostlichen und nordéstlichen Regionen verzeichneten einen Ruckgang bei zivilen Opfern: 1.595 zivile Opfer (433
Tote und 1.162 Verletzte) im Osten und 1.270 zivile Opfer (382 Tote und 888 Verletzte) in den norddstlichen Regionen.
Im Norden des Landes wurden 1.362 zivile Opfer registriert (384 Tote und 978 Verletzte), sowie in den stddstlichen
Regionen 903 zivile Opfer (340 Tote und 563 Verletzte). Im Westen wurden 836 zivile Opfer (344 Tote und 492
Verletzte) und 115 zivile Opfer (25 Tote und 90 Verletzte) im zentralen Hochgebirge registriert.

Laut UNAMA waren 61% aller zivilen Opfer regierungsfeindlichen Elementen zuzuschreiben (hauptsachlich Taliban),
24%  regierungsfreundlichen  Kraften (20% den afghanischen  Sicherheitskraften, 2%  bewaffneten
regierungsfreundlichen Gruppen und 2% internationalen militarischen Kraften), Bodenkampfen zwischen
regierungsfreundlichen Kraften und regierungsfeindlichen Kraften waren Ursache fur 10% ziviler Opfer, wahrend 5%
der zivilen Opfer vorwiegend durch Unfalle mit Munitionsrickstanden bedingt waren.

Sicherheitslage in den einzelnen Provinzen:
Provinz Ghazni:
Im Zeitraum 1.9.2015-31.5.2016 wurden in der Provinz Ghazni 1.292 sicherheitsrelevante Vorfalle registriert.

Im Vergleich zum vorigen Berichtszeitraum wurden Veranderungen der Sicherheitslage in Ghazni festgehalten;



gleichwohl sind die Gewinne der Taliban in diesen Teilen des Landes minimal und unbestandig. Im Dezember 2016
verlautbarte der CEO Afghanistans den baldigen Beginn militarischer Spezialoperationen in den Provinzen Ghazni und
Zabul, um Sympathisanten des Islamischen Staates und Talibanaufstandische zu vertreiben.

Ghazni zahlt zu den volatilen Provinzen in Stdostafghanistan, wo regierungsfeindliche aufstandische Gruppen in den
verschiedenen Distrikten aktiv sind und regelmaRig Operationen durchfuhren. Die Bevdlkerung der Provinz kooperiere
bereits mit den Sicherheitskraften. Ein Mitglied des Provinzrates verlautbarte, dass sich die Sicherheitslage verbessern
kénnte, wenn die Polizei mit notwendiger Ausristung versorgt werden wurde. Im Gegensatz zum Jahr 2015 registrierte
die UNAMA 2016 keine Entfihrungsfalle der Hazara-Bevélkerung in Ghazni. In vormals betroffenen Gegenden wurden
Checkpoints der afghanischen Sicherheitskrafte errichtet; dies wird als Abschreckung gewertet.

In der Provinz werden regelmaRig Militdroperationen durchgefihrt, um bestimmte Gegenden von Aufstandischen zu
befreien, auch in Form von Luftangriffen. Es kommt zu ZusammenstéRen zwischen Taliban und Sicherheitskraften.
Unter anderem wurden Taliban Kommandanten getotet.

Im Februar 2017 bestatigte der afghanische Geheimdienst (NDS) den Tod eines hochrangigen al-Qaida Fihrers: Qari
Saifullah Akhtar, war vom NDS in einer Razzia im Janner 2017 getdtet worden. Berichten zufolge, war Qari Saifullah
Akhtar jahrzehntelang am Aufstand beteiligt; ihm werden direkte Verbindung zu Osama bin Laden und dem
pakistanischen Geheimdienst nachgesagt.

Provinz Kabul:
Im Zeitraum 1.9.201-31.5.2016 wurden im Distrikt Kabul 151 sicherheitsrelevante Vorfalle registriert.
Im Zeitraum 1.9.2015-31.5.2016 wurden in der gesamten Provinz Kabul 161 sicherheitsrelevante Vorfalle registriert.

Die afghanische Regierung behdlt die Kontrolle Uber Kabul, gréRere Transitrouten, Provinzhauptstadte und fast alle
Distriktzentren. Aufstandischengruppen planen oft Angriffe auf Gebaude und Individuen mit afghanischem und
amerikanischem Hintergrund: afghanische und US-amerikanische Regierungseinrichtungen, auslandische
Vertretungen, militdrische Einrichtungen, gewerbliche Einrichtungen, Buros von Nichtregierungsorganisation,
Restaurants, Hotels und Gastehduser, Flughafen und Bildungszentren. Nach einem Zeitraum langer andauernder
relativer Ruhe in der Hauptstadt, explodierte im Janner 2017 in der Nahe des afghanischen Parlaments eine Bombe;
bei diesem Angriff starben mehr als 30 Menschen. Die Taliban bekannten sich zu diesem Vorfall und gaben an,
hochrangige Beamte des Geheimdienstes waren ihr Ziel gewesen.

In der Provinz Kabul finden regelmaf3ig militarische Operationen statt. Taliban Kommandanten der Provinz Kabul
wurden getdtet. ZusammenstdRen zwischen Taliban und Sicherheitskraften finden statt.

Regierungsfeindliche Aufstandische greifen regelmaRig religiose Orte, wie z.B. Moscheen, an. In den letzten Monaten
haben eine Anzahl von Angriffen, gezielt gegen schiitische Muslime, in Hauptstadten, wie Kabul und Herat
stattgefunden.

Religionsfreiheit:

Etwa 99,7% der Bevdlkerung sind Muslime, davon sind 84,7-89,7% Sunniten. Schatzungen zufolge sind etwa 10-19%
der Bevolkerung Schiiten. Andere in Afghanistan vertretene Glaubensgemeinschaften wie z.B. Sikhs, Hindus, Baha;i
und Christen machen zusammen nicht mehr als 1% der Bevolkerung aus. Offiziell lebt noch ein Jude in Afghanistan.

Laut Verfassung ist der Islam die Staatsreligion Afghanistans. Religionsfreiheit ist in der afghanischen Verfassung
verankert, dies gilt allerdings ausdrucklich nur fUr Anhdnger/innen anderer Religionen als dem Islam. Die von
Afghanistan ratifizierten internationalen Vertrage und Konventionen wie auch die nationalen Gesetze sind allesamt im
Lichte des generellen Islamvorbehalts (Art. 3 der Verfassung) zu verstehen. Die Glaubensfreiheit, die auch die freie
Religionsauswahl beinhaltet, gilt in Afghanistan daher fir Muslime nicht. DarGber hinaus ist die Abkehr vom Islam
(Apostasie) nach Scharia-Recht auch strafbewehrt.

Die Religionsfreiheit hat sich seit 2001 verbessert, wird aber noch immer durch Gewalt und Drangsale gegen religidse
Minderheiten und reformierte Muslime behindert. Blasphemie und Abtrinnigkeit werden als Kapitalverbrechen
angesehen. Nichtmuslimische Religionen sind erlaubt, doch wird stark versucht, deren Missionierungsbestrebungen zu
behindern. Hindus, Sikhs und Schiiten, speziell jene, die den ethnischen Hazara angehoren, sind Diskriminierungen
durch die sunnitische Mehrheit ausgesetzt.



Schiiten:

Die Bevolkerung schiitischer Muslime wird auf 10-19% geschatzt. Zu der schiitischen Bevolkerung zahlen die Ismailiten
und die ethnischen Hazara. Die meisten Hazara-Schiiten gehoéren der Jafari-Sekte (Zwolfer-Sekte) an. Im letzten
Jahrhundert ist allerdings eine Vielzahl von Hazara zur Ismaili-Sekte Ubergetreten. Es gibt einige Hazara-Gruppen, die
zum sunnitischen Islam konvertierten. In Uruzgan und vereinzelt in Nordafghanistan sind einige schiitische Belutschen.

Auseinandersetzungen zwischen Sunniten und Schiiten sind in Afghanistan selten. Sowohl im Rat der
Religionsgelehrten (Ulema), als auch im Hohen Friedensrat sind Schiiten vertreten; beide Gremien betonen, dass die
Glaubensausrichtung keinen Einfluss auf ihre Zusammenarbeit habe. Afghanische Schiiten und Hazara sind dazu

geneigt, weniger religios und gesellschaftlich offener zu sein als ihre religiésen Brider im Iran.

Die Situation der afghanisch schiitisch-muslimischen Gemeinde hat sich seit dem Ende des Taliban-Regimes wesentlich
gebessert. Beobachtern zufolge ist die Diskriminierung gegen die schiitische Minderheit durch die sunnitische

Mehrheit zurlickgegangen; dennoch gab es Berichte zu lokalen Vorfallen.

Ethnische Hazara sind gesellschaftlicher Diskriminierungen ausgesetzt. Informationen eines Vertreters einer
internationalen Organisation mit Sitz in Kabul zufolge sind Hazara, entgegen ihrer eigenen Wahrnehmung, keiner

gezielten Diskriminierung aufgrund ihrer Religionszugehorigkeit ausgesetzt.

Afghanischen Schiiten ist es méglich, ihre Feste 6ffentlich zu feiern. Manche Paschtunen sind Uber die 6ffentlichen
Feierlichkeiten verbittert, was gelegentlich in Auseinandersetzungen resultiert. Im November 2016 hat ein Kdmpfer der
IS-Terrormiliz wahrend einer religidsen Zeremonie in der Bakir-al-Olum-Moschee, einer schiitischen Moschee in Kabul,
am schiitischen Feiertag Arbain einen Sprengstoffanschlag veribt. Bei diesem Selbstmordanschlag sind mindestens 32
Menschen getétet und 80 weitere verletzt worden. In Kabul sind die meisten Moscheen trotz Anschlagsgefahr nicht
besonders geschtitzt. Am 23. Juli 2016 wurde beim schwersten Selbstmordanschlag in der afghanischen Geschichte die
zweite GrolRdemonstration der Enlightenment-Bewegung durch den ISKP angegriffen. Es starben dabei tber 85
Menschen, rund 240 wurden verletzt. Dieser Schlag richtete sich fast ausschlieBlich gegen Schiiten.

Einige Schiiten bekleiden héhere Amter sowie andere Regierungsposten. Schiiten verlautbarten, dass die Verteilung
von Posten in der Regierung die Demographie des Landes nicht adaquat bertcksichtigte. Das Gesetz schrankt sie bei
der Beteiligung am offentlichen Leben nicht ein. Dennoch verlautbarten Schiiten, dass die Regierung die Sicherheit in
den Gebieten, in denen die Schiiten die Mehrheit stellten, vernachlassigte. Hazara leben hauptsachlich in den
zentralen und westlichen Provinzen, wahrend die Ismailiten hauptsachlich in Kabul, den zentralen und nérdlichen
Provinzen leben.

Unter den Parlamentsabgeordneten befinden sich vier Ismailiten. Manche Mitglieder der ismailitischen Gemeinde
beschweren sich Uber Ausgrenzung von Position von politischen Autoritaten.

Christen:

Afghanische Christen sind in den meisten Fallen vom Islam zum Christentum konvertiert. lhre Zahl kann nicht
verlasslich angegeben werden, da Konvertiten sich nicht 6ffentlich bekennen.

Nichtmuslim/innen, z.B. Sikhs, Hindus und Christen, sind Belastigungen ausgesetzt und in manchen Fallen sogar
Gewalt. Nachdem Religion und Ethnie stark miteinander verbunden sind, ist es schwierig die vielen Vorfalle nur als
Vorfalle wegen religidser Identitat zu kategorisieren.

Die gesellschaftliche Einstellung gegenuber konvertierten Christen ist ablehnend. Zu einer Strafverfolgungs- oder
Strafzumessungspraxis, die speziell Christen diskriminiert, kommt es in Afghanistan in der Regel schon deshalb nicht,
weil sich Christen nicht offen zu ihrem Glauben bekennen. Konversion wird als Akt der Abtrinnigkeit und Verbrechen
gegen den Islam gesehen, der mit dem Tod bestraft werden kénnte, sofern die Konversion nicht widerrufen wird.
Keiner wurde bisher aufgrund von Konversion durch den afghanischen Staat hingerichtet.

Die Christen verlautbarten, dass die offentliche Meinung gegenliber Missionierung feindlich ist. Es gibt keine
offentlichen Kirchen. Fur christliche Afghan/innen gibt es keine Mdglichkeit der Religionsausubung aul3erhalb des
hauslichen Rahmens. Zu Gottesdiensten, die in Privathdusern von internationalen NGOs abgehalten werden,
erscheinen sie meist nicht oder werden aus Sicherheitsgriinden nicht eingeladen. Christliche Gottesdienste flr die
internationale Gemeinschaft finden u.a. in verschiedenen Botschaften sowie auf dem Geldnde der internationalen



Truppen statt. Einem Bericht einer kanadischen christlichen Organisation zufolge, wachst die Zahl der Hauskirchen in
Afghanistan. In diesem Bericht wird angedeutet, dass einige Mitglieder des Parlaments selbst das Christentum
angenommen und an christlichen Gottesdiensten teilgenommen haben.

Einige Konversionsfalle von Christen haben zu harten Strafen gefuhrt und dadurch internationale Aufmerksamkeit
erlangt. Die im Libanon geborenen Rula Ghani, Ehefrau von Staatsprasident Ashraf Ghanis, entstammt einer christlich-
maronitischen Familie.

Berichten zufolge gibt es ein christliches Spital in Kabul.
Ethnische Minderheiten:

In Afghanistan leben laut Schatzungen von Juli 2016 mehr als 33,3 Millionen Menschen. Zuverlassige statistische
Angaben zu den Ethnien Afghanistans und zu den verschiedenen Sprachen existieren nicht. Schatzungen zufolge sind
40% Paschtunen, rund 30% Tadschiken, ca. 10% Hazara und 9% Usbeken. Auch existieren noch andere ethnische
Minderheiten, wie z.B. die Aimaken, die ein Zusammenschluss aus vier semi-nomadischen Stdmmen mongolisch-
iranischer Abstammung sind, sowie die Belutschen, die zusammen etwa 4% der Bevolkerung ausmachen.

Artikel 4 der Verfassung Afghanistans besagt: "Die Nation Afghanistans besteht aus den Volkerschaften der
Paschtunen, Tadschiken, Hazara, Usbeken, Turkmenen, Belutschen, Paschai, Nuristani, Aimag, Araber, Kirgisen,
Qizilbasch, Gojar, Brahui und anderen Vélkerschaften." Das Wort "Afghane" wird fur jeden Staatsburger der Nation
Afghanistans verwendet. Die afghanische Verfassung schitzt samtliche ethnische Minderheiten. Neben den offiziellen
Landessprachen Dari und Paschtu wird in der Verfassung (Art. 16) sechs weiteren Sprachen ein offizieller Status in
jenen Gebieten eingeraumt, wo die Mehrheit der Bevdlkerung (auch) eine dieser Sprachen spricht. Diese weiteren in
der Verfassung genannten Sprachen sind Usbekisch, Turkmenisch, Belutschisch, Pashai, Nuristani und Pamiri. Es gibt
keine Hinweise, dass bestimmte soziale Gruppen ausgeschlossen werden. Keine Gesetze verhindern die Teilnahme der
Minderheiten am politischen Leben. Nichtsdestotrotz beschweren sich unterschiedliche ethnische Gruppen, keinen
Zugang zu staatlicher Anstellung in Provinzen zu haben, in denen sie eine Minderheit darstellen.

Der Gleichheitsgrundsatz ist in der afghanischen Verfassung verankert. Falle von Sippenhaft oder sozialer
Diskriminierung sind jedoch nicht auszuschlieRen und kommen vor allem in Dorfgemeinschaften auf dem Land haufig
vor. Ethnische Spannungen zwischen unterschiedlichen Gruppen resultierten weiterhin in Konflikten und Tétungen.

Hazara:

Die schiitische Minderheit der Hazara macht etwa 10% der Bevolkerung aus. Die Hazara besiedelten traditionell das
Bergland in Zentralafghanistan, das sich zwischen Kabul im Osten und Herat im Westen erstreckt und unter der
Bezeichnung "Hazaradschat" (az?raj?t) bekannt ist. Das Kernland dieser Region umfasst die Provinzen Bamyan, Ghazni,
Daikundi und den Westen der Provinz Wardak. Es kénnen auch einzelne Teile der Provinzen Ghor, Uruzgan, Parwan,
Samangan, Baghlan, Balkh, Badghis und Sar-e Pul dazugerechnet werden. Wichtige Merkmale der ethnischen Identitat
der Hazara sind die schiitische Konfession (mehrheitlich Zwolfer-Schiiten) und ihr ethnisch-asiatisches
Erscheinungsbild, woraus gern Schlussfolgerungen Uber eine turko-mongolische Abstammung der Hazara gezogen
werden. Eine Minderheit der Hazara, die vor allem im norddstlichen Teil des Hazaradschat leben, sind Ismailiten. Nicht
weniger wichtig als Religion und Abstammung ist flr das ethnische Selbstverstandnis der Hazara eine lange Geschichte
von Unterdrickung, Vertreibung und Marginalisierung. Jahrzehntelange Kriege und schwere Lebensbedingungen
haben viele Hazara aus ihrer Heimatregion in die afghanischen Stadte, insbesondere nach Kabul, getrieben.

Ihre Gesellschaft ist traditionell strukturiert und basiert auf der Familie bzw. dem Clan. Die sozialen Strukturen der
Hazara werden manchmal als Stammesstrukturen bezeichnet; dennoch bestehen in Wirklichkeit keine sozialen und
politischen Stammesstrukturen. Das traditionelle soziale Netz der Hazara besteht gréRtenteils aus der Familie, obwohl
gelegentlich auch politische Fuhrer einbezogen werden kénnen.

Fur die wahrend der Taliban-Herrschaft besonders verfolgten Hazara hat sich die Lage grundsatzlich verbessert; sie
haben sich 6konomisch und politisch durch Bildung verbessert. In der &ffentlichen Verwaltung sind sie jedoch nach wie
vor unterreprasentiert. Unklar ist, ob dies Folge der friheren Marginalisierung oder eine gezielte Benachteiligung
neueren Datums ist. In der Vergangenheit wurden die Hazara von den Paschtunen verachtet, weil diese dazu
tendierten, die Hazara als Hausangestellte oder fir andere niedere Arbeiten einzustellen. Berichten zufolge schliel3en



viele Hazara, auch Frauen, Studien ab oder schlagen den Weg in eine Ausbildung in Informationstechnologie, Medizin
oder anderen Bereichen ein, die in den unterschiedlichen Sektoren der afghanischen Wirtschaft besonders gut bezahlt

werden.

Gesellschaftliche Spannungen bestehen fort und leben lokal in unterschiedlicher Intensitat gelegentlich wieder auf. Im
Jahr 2015 kam es zu mehreren Entfihrungen von Angehdrigen der Hazara. Im Jahr 2016 registrierte die UNAMA einen
Rackgang von Entfuhrungen von Hazara. Im Jahr 2016 dokumentierte die UNAMA 15 Vorfélle, in denen 82 Hazara
entfUhrt wurden. Im Jahr 2015 wurden 25 Vorfalle von 224 entflihrten Hazara dokumentiert. Die Entfihrungen fanden
in den Provinzen Uruzgan, Sar-e Pul, Daikundi, Maidan Wardak und Ghor statt. Im Juli 2016 sprengten sich mehrere
Selbstmordattentdter bei einem groRBen Protest der Hazara in die Luft, dabei wurden mindestens 80 getdtet und 250
verletzt; mit dem IS verbundene Gruppen bekannten sich zu dem Attentat.

Die Hazara sind im nationalen Durchschnitt mit etwa 10% in der Afghan National Army und der Afghan National Police
reprasentiert.

Erreichbarkeit:
Beispiele fur internationale Flughafen in Afghanistan -
Internationaler Flughafen Kabul:

Der Flughafen in Kabul ist ein internationaler Flughafen. Ehemals bekannt als internationaler Flughafen Kabul, wurde
er im Jahr 2014 in den internationalen Flughafen Hamid Karzai umbenannt. Dieser liegt 16 km aulerhalb des
Stadtzentrums von Kabul. In den letzten Jahren wurde der Flughafen erweitert und modernisiert. Ein neuer
internationaler Terminal wurde hinzugefligt und der alte Terminal wird nun fir nationale Flige benutzt (Hamid Karzai
Airport 2015).

Binnenflichtlinge (IDPs) und Fluchtlinge:

Einem Bericht des Internationalen Wahrungsfonds (IWF) zufolge, verkomplizieren rickkehrende Flichtlinge die
Situation der bereits mehr als eine Million Binnenvertriebenen, deren Anzahl sich aufgrund des Aufstandes im Jahr
2016 erhdht hat. Nach Meinung des IWF wird dies die Kapazitaten des Landes Uberfordern.

Die Zahl der Internvertriebenen im Jahr 2017 betrug 9.759 (Stand 4. Februar 2017). 636.503 Menschen wurden
insgesamt im Jahr 2016 aufgrund des Konfliktes vertrieben. Mehr als die Halfte dieser Menschen (56%) waren Kinder
unter 18 Jahren. Von Binnenvertreibung betroffen waren 31 Provinzen in unterschiedlichem Ausmaf; alle 34 Provinzen
beherbergten Binnenvertriebene. Im Jahr 2016 stammten die meisten Binnenvertriebenen aus den Provinzen Kunduz,
Uruzgan, Farah und Helmand. Gleichzeitig nahmen die Provinzen Helmand, Takhar, Farah, Kunduz und Kandahar die
meisten Binnenvertriebenen auf. Viele Menschen suchen also in der Nahe ihrer Heimat Schutz. Binnenvertriebene
tendieren dazu aus landlichen Gebieten in die Provinzhauptstadte zu ziehen, oder in die angrenzenden Provinzen zu
gehen. Sobald der Konflikt zu Ende ist, versuchen sie bald wieder nach Hause zu kehren.

Der verhangnisvollste Monat war Oktober, in welchem die Taliban mehrere Provinzhauptstadte gleichzeitig angriffen:
Kunduz City, Farah City, Maimana, und Lashkar Gah. Der Anstieg der IDP-Zahlen ist auch auf den Rlckzug
internationaler Truppen zurlckzufuhren, die durch Luftangriffe unterstitzten; mittlerweile haben die Taliban ihre
Angriffstaktik geandert und sind zu Bodenoffensiven Ubergegangen. Bodenoffensiven sind nicht nur die Ursache fur
Tote und Verletzte innerhalb der Zivilbevdlkerung, sondern zwingen die Menschen, aus ihren Heimen zu fliehen.

Im Rahmen von humanitarer Hilfe wurden Binnenvertriebene, je nach Region und Wetterbedingungen, unterschiedlich
unterstltzt: Bargeld, Paket fir Familien, winterliche Ausristung, Nahrungspakete, Hygienepakete, Decken, Zelte, und
andere Pakete, die keine Nahrungsmittel enthielten usw. Auch wurde Aufklarung in Bereichen wie Hygiene betrieben.

Unterschiedliche Organisationen, wie z.B. das Internationale Rote Kreuz (IRC) oder das Welterndhrungsprogramm
(WFP) usw. sind je nach Verantwortungsbereichen fur die Verteilung von Gutern zustandig.

Dazu zahlten: Nahrung, Zelte, sowie andere Gliter, die keine Nahrungsmittel waren.

UNHCR unterstltzt Rickkehrer/innen mit finanziellen Beihilfen in vier Geldausgabezentren, auferdem mit
Transiteinrichtungen und elementaren Gesundheitsleistungen. Zusatzlich wurden sie in anderen Bereichen aufgeklart,
wie z.B. Schuleinschreibungen, Gefahren von Minen etc.



Im Janner 2017 wurde ein humanitarer Plan far US$ 550 Millionen aufgestellt, mit dem Ziel im Jahr 2017 die
vulnerabelste und marginalisierteste Bevdlkerung des Landes zu unterstitzen. Ziel sind strategische und
lebensnotwendige Interventionen: Nahrung, Unterkunft, Gesundheitsvorsorge, Erndhrung, sauberes Wasser und
Hygiene. Im Rahmen des "Afghanistan 2017 Humanitarian Response Plan" sollen etwa 5,7 Millionen Menschen erreicht

werden.

Im September 2016 suchten die Vereinten Nationen um 152 Millionen US Dollar an, um lebensnotwendige Hilfe fur
Internvertriebenen, nicht-dokumentierten Rickkehrer/innen und registrierten Flichtlingen bieten zu kénnen. Von den
zugesagten 42 Millionen US Dollar wurden 40,2 Millionen US Dollar bereits entgegengenommen. Somit stand die

gesamte humanitare Unterstitzung fur Afghanistan im November 2016 bei 401 Millionen US Dollar.
Grundversorgung und Wirtschaft:

Im Jahr 2015 belegte Afghanistan im "Human Development Index" (HDI) den 171. von 188 Platzen. Afghanistan bleibt
trotz eines gewaltigen Fortschritts innerhalb einer Dekade, eines der armsten Lander. Die Sicherheit und politische
Ungewissheit, sowie die Reduzierung internationaler Truppen, gemeinsam mit einer schwachen Regierung und

Institutionen, haben Wachstum und Beschaftigung gehemmt und seit kurzem zu einer erhéhten Migration gefuhrt.

Trotz eines guten Wirtschaftswachstums von 2007 bis 2011, stagnierte die Armutsrate bei 36%. Am haufigsten tritt
Armut in landlichen Gebieten auf, wo die Existenzgrundlage von der Landwirtschaft abhangig ist. Die Regierung hat die
landwirtschaftliche Entwicklung zur Prioritat erhoben. Dadurch sollen auch gering qualifizierte Afghaninnen und
Afghanen bessere Chancen auf einen Arbeitsplatz bekommen. Insbesondere sollen die landwirtschaftlichen
Erzeugnisse Afghanistans wieder eine starkere Rolle auf den Weltmarkten spielen. Gerade im landlichen Raum bleiben
die Herausforderungen fur eine selbsttragende wirtschaftliche Entwicklung angesichts mangelnder Infrastruktur,
fehlender Erwerbsmoglichkeiten aulRerhalb der Landwirtschaft und geringem Ausbildungsstand der Bevdlkerung
(Analphabetenquote auf dem Land von rund 90%) aber grol3. Sicher ist, dass die jahrlich rund 400.000 neu auf den
Arbeitsmarkt drangenden jungen Menschen nicht vollstandig vom landwirtschaftlichen Sektor absorbiert werden
kénnen.

Das BIP-Wachstum im Jahr 2015 wurde auf 1,5% geschatzt, als Faktoren zahlten die sich verschlechternde
Sicherheitslage, welche Privatinvestitionen schwachte; verspatete Vollstreckung des Haushaltsplanes und
unvorteilhafte Wetterbedingungen, die zu einem niedrigeren landwirtschaftlichen Ertrag fUhrten. Die wirtschaftliche
Entwicklung Afghanistans wird trotz positiver Wachstumsraten in der letzten Dekade weiterhin nicht durch ein
selbsttragendes Wirtschaftswachstum, sondern durch die Zuschisse der internationalen Gebergemeinschaft
stimuliert. Den grof3ten Anteil am BIP (2015: 19,2 Mrd. USD, It. Weltbank) hat der Dienstleistungssektor mit 55%, gefolgt
von der Landwirtschaft mit 22,6%. Industrieproduktion ist kaum vorhanden. Trotz einer groBen Bedeutung des
AuBenhandels - Afghanistan ist in hohem Mal3e von Importen abhangig - sind afghanische Produkte bisher auf
internationalen sowie regionalen Markten kaum wettbewerbsfahig (AA 11.2016). Das Wirtschaftswachstum ist in den
Jahren 2014 und 2015 stark auf 1.5 - 2% gesunken; internationale Entwicklungshilfe fihrte zu Wachstum und Jobs in
Konfliktregionen, dennoch steuerte es nicht zu einer gesteigerten Produktivitat bei. Ungleichheit stieg parallel zur
ungleichen Wachstumsverteilung - Regionen im Nordosten, Osten, sowie im Westen des Zentralgebietes scheinen
aufgrund ihrer geografischen Abgelegenheit, starken Klimaveranderungen, niedriger Hilfe und Unsicherheit,
nachzuhinken. Arbeitslosigkeit, Naturgefahren, fehlender Zugang zu Dienstleistungen, sowie Gewalt, sind
Hauptfaktoren fur die hohe Armutsrate in Afghanistan. Entwicklungsschwierigkeiten verstarkten die wachsende
Unsicherheit, Verunsicherung und schrumpfende Hilfe.

Wichtige Erfolge wurden im Bereich des Ausbaus der Infrastruktur erzielt. Durch den Bau von Stral3en und Flughafen
konnte die infrastrukturelle Anbindung des Landes verbessert werden. GroRRe wirtschaftliche Erwartungen werden an
die zunehmende Erschliefung der afghanischen Rohstoffressourcen geknipft. In Afghanistan lagern die weltweit
groRten Kupfervorkommen sowie Erddl, Erdgas, Kohle, Lithium, Gold, Edelsteine und seltene Erden. Mit dem 2014
verabschiedeten Rohstoffgesetz wurden die rechtlichen und institutionellen Rahmenbedingungen fur
privatwirtschaftliche Investitionen in diesem Bereich verbessert. Entscheidend flir Wachstum, Arbeitsplatze und
Einnahmen aus dem Rohstoffabbau ist die Umsetzung des Gesetzes. Darlber hinaus missen Mechanismen zum



Einnahmenmanagement etabliert werden. Der Abbau der Rohstoffe erfordert groBe und langfristige Investitionen in
die Exploration und Infrastruktur durch internationale Unternehmen. Bisher sind diese noch kaum im Abbau von
Rohstoffen im Land aktiv. Derzeit niedrige Weltmarktpreise lassen die Investitionsbereitschaft zusatzlich sinken.

Projekte der afghanischen Regierung:

Im September 2016 fiel der Startschuss fur das "Citizens’ Charter National Priority Program"; dieses Projekt zielt darauf
ab, die Armut zu reduzieren und den Lebensstandard zu erhohen, indem die Kerninfrastruktur und soziale
Dienstleistungen der betroffenen Gemeinschaften verbessert werden. Die erste Phase des Projektes hat ein Drittel der
34 Provinzen zum Ziel; die vier Stadte Balkh, Herat, Kandahar und Nangarhar sind Schwerpunkt des stadtischen
Entwicklungsprogrammes, welche als erste behandelt werden sollen. In der ersten Phase sollen 8,5 Millionen
Menschen erreicht werden, mit dem Ziel 3,4 Millionen Menschen sauberes Trinkwasser zur Verfligung zu stellen, die
Gesundheitsdienstleistungen zu verbessern, Bildung, LandstralBen, Elektrizitat, sowie Zufriedenheit zu steigern und
Vertrauen der Bevolkerung in die Regierung zu erhéhen. Des Weiteren zielt das Projekt darauf ab, Binnenvertriebene,
Menschen mit Behinderung, arme Menschen und Frauen besser zu integrieren.

Rickkehr:

Seit Janner 2016 sind mehr als 700.000 nicht registrierte Afghanen aus dem Iran und Pakistan nach Afghanistan
zurlickgekehrt; viele von ihnen sind, laut Internationalem Wahrungsfonds (IMF), hauptsachlich aus Pakistan, aus dem
Iran, Europa und anderen Regionen nach Afghanistan zurlickgekehrt. Viele Afghan/innen, die jahrzehntelang im
Ausland gelebt haben, kehren in ein Land zurick und sind Konflikten, Unsicherheit und weitreichender Armut
ausgesetzt. Aufgrund schwieriger wirtschaftlicher Bedingungen, sind Ruckkehrer/innen im Allgemeinen arm. Auch
wenn reichere Ruckkehrer/innen existieren, riskiert ein typischer riickkehrender Flichtling in die Armut abzurutschen
(RFL/RE 28.1.2017). Die meisten Ruckkehrer/innen (60%) entschlossen sich - laut UNHCR - in den stadtischen
Gegenden Kabuls, Nangarhar und Kunduz niederzulassen.

IOM verlautbarte eine Erhéhung von 50.000 Ruckkehrer/innen gegenuber dem Vorjahr. UNHCR hat im Jahr 2016
offiziell 372.577 registrierte Afghanen in die Heimat zurlickgefihrt. Laut UNHCR und IOM waren der GrofRteil der
Ruckkehrer junge Manner aus dem lIran, die auf der Suche nach Arbeit oder auf dem Weg nach Europa waren. Der
Minister fir Flichtlinge und Repatriierung sprach sogar von einer Million Flichtlinge, die im letzten Jahr nach
Afghanistan zuriickgekehrt sind - davon sind Gber 900.000 freiwillig in ihre Heimat zurtickgekehrt sind.

Erhaltungskosten in Kabul:

Die monatlichen Lebenshaltungskosten in Kabul, fir eine Person sind abhdngig von den Ausgaben und liegen
durchschnittlich zwischen 150-250 USD pro Person. Diese Zahlen beziehen sich nur auf Kleidung, Nahrung und
Transport, die Unterbringung (Miete) ist dabei nicht bertcksichtigt. Die Haus- oder Wohnungsmiete hangt von der Lage
ab. Die Unterbringung im Zentrum der Stadt betragt fur eine Ein-Zimmer Wohnung (Bad und Kliche) beginnend von
6.000 AFA (88 USD) bis zu 10.000 AFD (146 USD) pro Monat. In Kabul sowie im Umland und auch anderen Stadten
stehen eine grol3e Anzahl an Hausern und Wohnungen zur Verfligung. Die Kosten in Kabul City sind jedoch héher als in
den Vororten oder auch anderen Provinzen. Private Immobilienhdndler bieten Informationen zu Mietpreisen fir
Hauser, Apartments etc. an. Ruckkehrer kdnnen bis zur 2 Wochen im I0OM Empfangszentrum in Jangalak untergebracht
werden.

Memorandum of Understanding (MoU):

Die Schweiz, Australien, Iran, Norwegen, Pakistan, Danemark, Frankreich, GroRbritannien, die Niederlande und
Schweden haben seit 2002 mit Afghanistan und dem UNHCR sog. Drei-Parteien-Abkommen (MoU - Memorandum of
Understanding) zur Regelung der freiwilligen Rickkehr von afghanischen Flichtlingen in ihr Heimatland geschlossen.
Die Abkommen sehen wu.a. die Ubernahme von Reisekosten, Wiedereingliederungshilfe  und
Unterstitzungsmallnahmen fir besonders schutzbedurftige Flichtlinge vor. Grol3britannien, Frankreich, Italien,
Danemark, Norwegen, Schweden und Australien schieben abgelehnte Asylbewerber/innen afghanischer Herkunft nach
Afghanistan ab. Von Norwegen ist bekannt, dass auch Familien mit minderjahrigen Kindern abgeschoben werden. Der
afghanische Fluchtlingsminister Balkhi (seit Ende Januar 2015 im Amt) lehnt die Ricknahme von afghanischen
Fluchtlingen ab und ignoriert die MoUs, wurde jedoch von Prasident Ghani in seinem Einfluss beschnitten. Ein deutsch-
afghanisches Ricknahme-MoU wurde am 2. Oktober 2016 in Kabul unterzeichnet.



1.5.2. Auszug aus den UNHCR-Richtlinien zur Feststellung des internationalen Schutzbedarfs afghanischer
Asylsuchender vom 19.04.2016:

1.5.2.1. Zur internen Schutzalternative:

"[ 1 Bei der Prufung der Relevanz einer internen Schutzalternative fir afghanische Antragsteller missen die folgenden
Aspekte erwogen werden:

(i) Der instabile, wenig vorhersehbare Charakter des bewaffneten Konflikts in Afghanistan hinsichtlich der
Schwierigkeit, potenzielle Neuansiedlungsgebiete zu identifizieren, die dauerhaft sicher sind, und

(i) die konkreten Aussichten auf einen sicheren Zugang zum vorgeschlagenen Neuansiedlungsgebiet unter
Berucksichtigung von Risiken im Zusammenhang mit dem landesweit verbreiteten Einsatz von improvisierten
Sprengkorpern und Landminen, Angriffen und Kampfen auf StraBen und von regierungsfeindlichen Kraften auferlegte
Einschrankungen der Bewegungsfreiheit von Zivilisten.

[ 1Im Lichte der verflugbaren Informationen Uber schwerwiegende und weit verbreitete Menschenrechtsverletzungen
durch regierungsfeindliche Krafte [ ] in von ihnen kontrollierten Gebieten sowie der Unfahigkeit des Staates, fur Schutz
gegen derartige Verletzungen in diesen Gebieten zu sorgen, ist nach Ansicht von UNHCR eine interne Schutzalternative
in Gebieten des Landes, die sich unter tatsachlicher Kontrolle regierungsfeindlicher Krafte [ ] befinden, nicht gegeben;
es sei denn in Ausnahmefallen, in denen Antragsteller Gber zuvor hergestellte Verbindungen zur Fihrung der
regierungsfeindlichen Krafte [ ] im vorgeschlagenen Neuansiedlungsgebiet verfigen. UNHCR geht davon aus, dass eine
interne Schutzalternative in den vom aktiven Konflikt betroffenen Gebieten unabhangig davon, von wem die

Verfolgung ausgeht, nicht gegeben ist.

[]

Ob eine interne Schutzalternative zumutbar ist, muss anhand einer Einzelfallprifung unter vollstandiger
Berucksichtigung der Sicherheits-, Menschenrechts- und humanitaren Lage im voraussichtlichen Neuansiedlungsgebiet
zum Zeitpunkt der Entscheidung festgestellt werden. Insbesondere stellen die schlechten Lebensbedingungen sowie
die prekare Menschenrechtssituation von Afghanen, die derzeit innerhalb des Landes vertrieben wurden, relevante
Erwagungen dar, die bei der Prufung der Zumutbarkeit einer vorgeschlagenen internen Schutzalternative
berlcksichtigt werden muissen. UNHCR ist der Auffassung, dass eine vorgeschlagene interne Schutzalternative nur
dann zumutbar ist, wenn der Zugang zu (i) Unterkunft, (ii) grundlegender Versorgung wie sanitarer Infrastruktur,
Gesundheitsdiensten und Bildung und zu (iii) Erwerbsmdglichkeiten gegeben ist. Ferner ist UNHCR der Auffassung,
dass eine interne Schutzalternative nur dann zumutbar sein kann, wenn betroffene Personen Zugang zu einem
traditionellen Unterstitzungsnetzwerk durch Mitglieder ihrer (erweiterten) Familie oder durch Mitglieder ihrer
groleren ethnischen Gruppe im vorgeschlagenen Neuansiedlungsgebiet haben und davon ausgegangen werden kann,
dass diese willens und in der Lage sind, den Antragsteller tatsachlich zu unterstutzen.

Die einzigen Ausnahmen von dieser Anforderung der externen Unterstutzung stellen nach Auffassung von UNHCR
alleinstehende leistungsfahige Manner und verheiratete Paare im berufsfahigen Alter ohne festgestellten besonderen
Schutzbedarf dar. Diese Personen kdnnen unter bestimmten Umstdnden ohne Unterstitzung von Familie und
Gemeinschaft in urbanen und semiurbanen Umgebungen leben, die die notwendige Infrastruktur sowie
Erwerbsméglichkeiten zur Sicherung der Grundversorgung bieten und unter tatsachlicher staatlicher Kontrolle stehen.
Angesichts des Zusammenbruchs des traditionellen sozialen Geflges der Gesellschaft aufgrund jahrzehntelang
wahrender Kriege, der massiven Flichtlingsstrome und der internen Vertreibung ist gleichwohl eine einzelfallbezogene
Analyse notwendig. [ 1"

1.5.2.2. Zur Zwangsrekrutierung:
"Zwangsrekrutierung durch regierungsfeindliche Krafte (AGEs)

Regierungsfeindliche Krafte nutzen in Gebieten, in denen sie die tatsachliche Kontrolle Gber das Territorium und die
Bevolkerung ausuben, Berichten zufolge verschiedene Methoden zur Rekrutierung von Kampfern, einschlieBlich
MaRnahmen unter Einsatz von Zwang. Personen, die sich der Rekrutierung widersetzen, sind Berichten zufolge ebenso
wie ihre Familienmitglieder gefahrdet, getttet oder bestraft zu werden.

Regierungsfeindliche Krafte rekrutieren, wie berichtet wird, weiterhin Kinder - sowohl Jungen als auch Madchen - um



sie fur Selbstmordanschlage, als menschliche Schutzschilde oder fur die Beteiligung an aktiven Kampfeinsatzen
einzusetzen, um Sprengsatze zu legen, Waffen und Uniformen zu schmuggeln und als Spione, Wachposten oder
Spaher fur die Aufklarung zu dienen.

[]
Zusammenfassung

Im Licht der oben beschriebenen Umstande ist UNHCR der Ansicht, dass - je nach den spezifischen Umstanden des
Einzelfalls - fur Manner im wehrfahigen Alter und fur Minderjahrige, die in Gebieten leben, die sich unter der
tatsachlichen Kontrolle der regierungsfeindlichen Krafte befinden, oder in denen regierungsnahe und
regierungsfeindliche Krafte (AGEs) und/oder mit ISIS verbundene bewaffnete Gruppen um Kontrolle kdmpfen, ein
Bedarf an internationalem Fllichtlingsschutz aufgrund ihrer Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder
aus anderen relevanten Grinden bestehen kann. Je nach den spezifischen Umstanden des Einzelfalls kann fur Manner
im wehrfahigen Alter und flr Kinder, die in Gebieten leben, in denen Befehlshaber der afghanischen lokalen Polizei
(ALP) Uber eine hinreichende Machtstellung fir die Zwangsrekrutierung von Mitgliedern der Gemeinden fur die
afghanische lokale Polizei (ALP) verflgen, ebenfalls Bedarf an internationalem Flichtlingsschutz aufgrund ihrer
Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder aus anderen relevanten Grinden bestehen. Fir Manner im
wehrfahigen Alter und fur Kinder, die sich der Zwangsrekrutierung widersetzen, kann ebenfalls Bedarf an
internationalem Fliichtlingsschutz aufgrund ihrer (zugeschriebenen) politischen Uberzeugung oder aus anderen
relevanten Grinden bestehen. Je nach den spezifischen Umstanden des Falls kann auch fur Familienangehdrige von
Mannern und Kindern mit diesem Profil aufgrund ihrer Verbindung zu der gefdhrdeten Person internationaler
Schutzbedarf bestehen."

1.5.3. Auszug aus den Anmerkungen von UNHCR zur Situation in Afghanistan auf Anfrage des deutschen
Bundesministeriums des Innern vom Dezember 2016:

"Grundsatzliche Anmerkungen

Nach Auffassung von UNHCR muss man bei einer Bewertung der gegenwartigen Situation in Afghanistan sowie des
Schutzbedarfes afghanischer Asylsuchender bertcksichtigen, dass sich die Sicherheitslage seit Verfassen der UNHCR
Richtlinien zur Feststellung des internationalen Schutzbedarfs afghanischer Asylsuchender (April 2016), insgesamt
nochmals deutlich verschlechtert hat.

[]
Neue Umstande seit der Veréffentlichung der UNHCR-Richtlinien im April 2016

Verscharfung des Konflikts: Im Laufe des Jahres 2016 hat sich der innerstaatliche bewaffnete Konflikt in Afghanistan
weiter ausgebreitet und ist durch eine Fragmentierung und Starkung der aufstéandischen Krafte gekennzeichnet. Die
Konfliktparteien ergreifen keine ausreichenden MaRnahmen, um Zusammenstof3e und zivilen Opfer zu minimieren,
wie es den Verpflichtungen des Humanitaren Volkerrechts entsprache. Der Konflikt ist charakterisiert durch immer
wiederkehrende Konfrontationen und groR angelegten militarischen Operationen zwischen nicht-staatlichen
bewaffneten Gruppen und den afghanischen nationalen Verteidigungs- und Sicherheitskraften (ANDSF), durch den
Konflikt zwischen verschiedenen nicht-staatlichen bewaffneten Gruppen - insbesondere zwischen den Taliban und den
neu auftretenden Gruppen, die mit ISIS verbunden sind - und ZusammenstdRen zwischen verschiedenen Stammen,
oftmals stellvertretend fiir die Konfliktparteien. Darliber hinaus finden unvermindert gezielte Gewaltakte, Ubergriffe
und Einschichterungen durch nicht-staatliche bewaffnete Gruppen gegen Einzelpersonen und Familien, die
vermeintlich mit der Regierung verbunden sind, statt.

Daneben gibt es eine deutlich erkennbare Umstellung der Taktiken bei den Taliban vom herkdmmlichen Guerillakrieg
hin zu groRangelegten Angriffen insbesondere in stadtischen Gebieten, die Zivilisten in groBem Malie gefahrden.
Solche Angriffe flhren zu Fluchtbewegungen in erheblichem Umfang.

Anstieg an zivilen Opfern: In der ersten Jahreshalfte 2016 dokumentierte das Menschenrechts-Team der Hilfsmission
der Vereinten Nationen in Afghanistan (UNAMA) 1.601 zivile Tote und 3.565 verletzte Zivilpersonen. Dies stellt einen
Anstieg um weitere 4 Prozent gegenlber der absoluten Zahl von Opfern im Verhaltnis zu den ersten sechs Monaten
2015 dar - und ist gleichzeitig die hochste Zahl an zivilen Opfern fir einen Halbjahreszeitraum seit 2009. Bodenkampfe
verursachen die héchste Zahl an zivilen Opfern, gefolgt von komplexen Angriffen und Selbstmordanschldgen sowie



improvisierten Sprengkorpern. Wahrend regierungsfeindliche Krafte weiter fur die Mehrheit - 60 Prozent - der zivilen
Opfer verantwortlich sind, gab es

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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